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Stand Juli 2026 - die Auflistung erhebt nicht den Anspruch auf Vollstandigkeit, dain
den letzten Wochen und Tagen standig neue Sachstande veréffentlicht wurden. Sie soll
allen Kolleg*innen eine Ubersicht zu den wichtigsten Eckpunkten und Orientierung
geben, um damit in den Betrieben, Gremien und auf der StraBe in verstandlicher Form
die Themen riberzubringen und fur den bundesweiten DGB-Aktionstag am 26.
September 2026 nach Essen in NRW mobilisieren zu kdnnen. Die Busanreise kann durch
jede*n kostenlos Uber folgenden Link gebucht werden:
https://nrw.dgb.de/mitmachen/aktionstag-sozialstaat/

Plakate und Flyer kénnen in euren ver.di-Bezirken abgeholt werden.

Eine kurze allgemeine Einschatzung vorweg: Es gibt Argumente, die von Politiker*innen
sowie Arbeitgebervertreter*innen immer wieder getriggert werden, die z. T. falsch sind
und die wir uns nicht gefallen lassen:

e Die Beschaftigten seien alle faul und viel zu haufig krank! Sie seien fur die
Wachstumsschwache in Deutschland verantwortlich! Das ist schlicht falsch. Die
Krisen der letzten Zeit: Pandemie, Kriege, unterbrochene Lieferketten und falsche
Strategien der Arbeitgeber/Unternehmen sind die Treiber der schlechten
Entwicklung.

e Die Kosten der Arbeitsplatze seien zu hoch. Die Beitrage der Sozialversicherung
mussten begrenzt und die Unternehmen von Steuern entlastet werden. Dann
wurden die Unternehmen wieder investieren. Diese Argumente stammen noch aus
der Zeit, als es keinen globalen Kapitalmarkt gab. Es gibt keine Logik, dass
Arbeitgeber in Arbeitsplatze und Betriebe investieren, da sie am Kapitalmarkt mit
ihrem Geld mehr Dividende erhalten kdnnen.

e Aufgrund des Fachkraftemangels / kommende Babyboomerjahre und zur Entlastung
der Arbeitgeber/Unternehmen (Wachstumslogik) musse das individuelle und
Gesamt-Arbeitszeitvolumen steigen. Das Arbeitszeitvolumen in Deutschland ist
weitaus hoéher als vermutet. Die durchschnittliche wéchentliche Arbeitszeit ist zwar
im Laufe der Jahrzehnte gesunken. Das Gesamt-Arbeitszeitvolumen ist in den
letzten Jahren gestiegen, und zwar von 49,5 Mrd. Stunden im Jahr 2011 auf 54,7
Mrd. Stunden im Jahr 2023.


https://nrw.dgb.de/mitmachen/aktionstag-sozialstaat/

e Die Sozialversicherungen seien aufgrund der gestiegenen Lebenserwartung nicht
mehr finanzierbar, auch das ist schlicht falsch. Wenn versicherungsfremde
Leistungen Uber Steuern finanziert, mehr Menschen in die Versicherungen
einzahlen, wie z. B. bei einer Burgerversicherung und die betriebliche
Altersversorgung gestarkt wirden, dann ware die Finanzlage méglich. Dazu gibt es
Reformvorschlage vom DGB. Arbeitgeber diurften nicht aus ihrer Verantwortung
(Deckelung der Beitrage) entlassen und die Rente nicht dem Kapitalmarkt
uberlassen werden.

e Wenn die Reformen nicht zustande kommen, dann ware dies das Ende der Koalition
und damit wirde die AfD einen weiteren Aufschwung bekommen. Damit wird
Zustimmung von allen erwartet. Wer Kritik auBert, wird als Norgler und
Reformgegner dargestellt. Wir lassen uns nicht einschichtern und deshalb gehen
wir auf die StraBe. Aus unserer Sicht treiben die Reformen die Menschen in die
Hande der AfD. Sie wenden sich zunehmend von den Volksparteien, die fur die
Reformen verantwortlich sind, ab.

Inhalte der Reformen / des Reformpakets der Bundesregierung:

Rentenpaket: Die Alterssicherungskommission hat sich einstimmig verstandigt. Alle
Vorschlage sollen Ubernommen werden. Sprachregelung der Koalitionsspitzen: Es darf
kein Baustein rausgenommen und verandert werden. Gesetzgebung soll nach den
Sommerferien beginnen.

Rente fiir langjahrig Versicherte nach 45 Beitragsjahren (Rente mit 63) soll gestrichen
werden. Die Dauer eines Vertrauensschutzes - rechtlich 5 Jahre verfestigt — musste
noch geklart werden! 270.000 Menschen haben diese Rente in der letzten Zeit jahrlich
in Anspruch genommen.

Rente mit Abschlagen ab 64 — auch diese Rente haben bisher rund 250.000 Menschen
jahrlich in Anspruch genommen - soll perspektivisch an das Renteneintrittsalter
entsprechend der Lebenserwartung angepasst werden.

Erwerbsminderungsrente soll an die langjahrige Beschaftigung in dem ausgetbten
Beruf geknupft werden.

Witwen- und Hinterbliebenenrente soll den gesellschaftlichen Veranderungen
entsprechend angepasst werden.

Anpassung des Renteneintrittsalter - nach einer komplizierten Formel soll das
Renteneintrittsalter entsprechend der Lebenserwartung angepasst werden (1/3 fur die
Menschen, 2/3 Erhéhung des Renteneintrittsalters) nach ca. jeweils 10 Jahren (2041
wnd 2051) ein ¥z Jahr spateres Renteneintrittsalter,
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Rentenniveau wurde bis zum Jahr 2031 auf 48 % festgelegt, ab 2032 greift der alte
Nachhaltigkeitsabschlag wieder und fuhrt zu sinkendem Rentenniveau (bis auf 42 %).
Deshalb soll jetzt eine Kapitalrente (1 % AN und 1 % AG) Uber einen staatlichen Fonds
eingefuhrt werden. Ab den 2040er Jahren soll dadurch das Rentenniveau wieder auf
48+ gestiegen sein. Die Kapitalrente soll innerhalb des Rentensystems (Saule) eréffnet
werden. Das bringt die betriebliche Altersversorgung unter Druck! Die Menschen, die
ab 2031 bis 2041 in Rente gehen, hatten noch nichts in der Kapitalrente angespart,
waren aber vom Nachhaltigkeitsabschlag betroffen.

Derzeitige Zwangsverrentung fur LZ-Kranke soll aufgegeben werden, das ist positiv.
Vorstande und Abgeordnete sollen in die Rentenversicherung aufgenommen werden,
das ist positiv — aber nicht ausreichend zur Finanzierung.

Steuerpaket: Hier ist nur eine kleine Losung geplant (Volumen 10 Mrd. €). Untere und
mittlere Einkommen sollen ab 2028 durch Erhéhung des Grundfreibetrages, des
Kinderfreibetrags und des Kindergeldes sowie Abflachen der 2. Progressionsstufe und
Anhebung des Arbeithehmerpauschbetrages entlastet werden (ca. 600 € im Jahr bei
Familie mit 2 Kindern). Durch die Rechtsprechung hatte der Grundfreibetrag sowieso
angepasst werden mussen. Fur Einkommen ab 250.000 € (bisher ab 277.825 €) sollen
der Spitzensteuersatz von 45 % und ab 280.000 € ein Satz von 47 % gelten. Steuerlich
absetzbare Handwerksleistungen sollen von 1200 € auf 900 € reduziert werden. Das
wurde rund 3 Mrd. € Steuern mehr einbringen. Das Defizit durch erhéhte Freibetrage
soll vom Bund ausgeglichen werden.

Arbeitsmarkt:

Steuerfreiheit von Sonn- und Feiertagszuschlagen: Die Obergrenzen werden auf 75 €
Stundenlohn erhéht, tarifliche Sonn- und Feiertagszuschlage sollen beitragsfrei gestellt
werden.

Minijobs zunachst Abschaffung geplant - jetzt soll die Pauschalsteuer von 2 auf 5 %
angehoben werden.

Teilzeit- und Befristungsgesetz: Sachgrundlose Befristungen sollen bis zu 48 Monaten
erméglicht und dies bis zu sechs Mal verlangert werden kénnen. Schriftformerfordernis
bei Befristungen soll aufgehoben werden.

Kiindigungsschutz: Fir hdhere Einkommen soll eine einseitige Auflésung des
Arbeitsverhaltnisses mit Abfindung durch den Arbeitgeber méglich sein (ab 177.470 €
Verglutung). Abfindungszahlungen sollen steuerlich privilegiert werden.
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Beschaftigungsiibergange sollen durch Instrumente der Bundesanstalt fur Arbeit
verbessert werden. Bildungs- und Teilhabeangebot sollen zur Vermittlung von
Jugendlichen (Jugendberufsagenturen) verbessert werden.

Kommissionsvorschlage zur Sozialstaatsreform (KSR): Vereinfachung der
Sozialgesetzgebung geplant. Zusammenlegung von Leistungen bei den Jobcentern far
Arbeitssuchende und Arbeitslose auf der einen Seite und Zusammenlegung von
Leistungen fur Sozialhilfeempfanger (nicht Vermittelbare) bei den Sozialamtern
andererseits soll schnellstmoéglich umgesetzt werden.

Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung soll ab dem 1. Tag vorgelegt werden und
telefonische Krankschreibung soll abgeschafft werden.

Mitbestimmung: sogenannte Vorrats-SE (europaisches Recht) zur Umgehung von
betrieblicher Mitbestimmung soll beendet werden, das ist positiv zu bewerten.
Sonntagséffnungen fur Backereien, Konditoreien und Bibliotheken sollen ab 1.1.2027
ausgeweitet werden.

Wohnungsbau: Es wird eine Wohnungsbaugesellschaft fur bezahlbares Wohnen
errichtet. Verstaatlichung privater Mietwohnungsbestande durch
Vergesellschaftungsgesetze auf Landesebene soll durch Bundesgesetz verhindert
werden. Damit versperrt man die politisch gewollte Méglichkeit, heruntergekommene
Gebaude zu beschlagnahmen! Wohngeldkiirzung siehe weiter unten!

Sozialpartnerdialoge sollen im Herbst branchenspezifisch durchgefiihrt werden, um
Lésungen zu entwickeln:

- Automobil-, Chemie-, Stahl- und Maschinenbau zur Wettbewerbsfahigkeit.
- Abweichende Regelungen Tarifvertragsparteien und KI-Mitbestimmung zur
schnelleren Umsetzung und EinfUhrung technischer Einrichtungen

Wachstum durch Biurokratieabbau: Vorgaben zur Dokumentation/Nachweispflichten,
die nicht durch die EU vorgeschrieben sind, sollen aufgehoben werden. Es sollen nur
noch Berichtspflichten bei Begrindung des jeweiligen Bundesministeriums fur
zukunftige Gesetzgebungen eingefuhrt werden. Neue Berichtspflichten sollen
grundsatzlich vermieden werden. Uberprifungspflichten DGUV (Unfallversicherung)
sollen vereinfacht werden.

Abschaffung der Bestellungspflicht betrieblicher Beauftragter ist geplant.
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Weitere Kiirzungen unabhangig vom Reformpaket der Bundesregierung durch
Vorgaben an die Ministerien:

Vorgabe: 8 % Personalkiirzung bei allen Bundesbehérden - auch flr die Bundesanstalt
fur Arbeit und Rentenversicherung, z. B. durch Zusammenlegungen und Abschaffungen
von Geschaftsbereichsbehérden

Vorgabe: Sachkostenkiirzungen fiir alle Ministerien (zunachst 1 % festgelegt, dann

2 % in der Diskussion) fuhren z. B. zur Kirzung des Wohngeldbezugs (1/3 der
Wohngeldbezieher*innen betroffen); BAf6G soll nicht erhéht werden, Elternzeit soll um
2 Monate verkurzt und an Aufteilung (Vater, Mutter) gebunden werden. Elterngeld soll
reduziert werden. Kirzung der Entwicklungsgelder (580.000 Mio. bisher schon 70 %
gekulrzt). Kirzung von Forderprogrammen: ,Demokratie leben“ ist z. B. betroffen - hier
werden Projekte gegen Rechts finanziert und Beratungen durchgefihrt.

Lander- und Kommunales Entlastungsgesetz: Es sollen 250 Mio. jahrlich fur 4 Jahre zur
Verfugung gestellt werden, um die Verluste bzw. Mehrkosten auszugleichen.
Bewertung: bei der kommunalen Finanzsituation nur vollig unzureichend ,,ein Tropfen
auf den heien Stein“.

Kinder- und Jugendhilfe: Streichungen geplant, die insbesondere Inklusion betreffen.
Kommunale Spitzenverbande sind hier maBgeblich beteiligt gewesen!

GKV-Reform vor der Sommerpause mit verkiirzten Fristen beschlossen:
Pharmaindustrie und Arzte kommen gut davon, die Lasten sollen von Versicherten
getragen werden, Praventionsuntersuchungen z. B. Hautkrebs werden gestrichen,
zusatzliche Zuzahlungen fiir Medikamente etc. vorgesehen; Pflegebudget soll
gedeckelt (aktuell sogar gestrichen) werden, Refinanzierung der Tarifvertragserh6hung
fur Beschaftigte soll an Grundlohnentwicklung in der Pflege gekoppelt werden (der
uber Grundlohnentwicklung hinausgehende Betrag soll nur noch zur Halfte
refinanzierbar sein), PPR 2.0 und Personaluntergrenzen sollen abgeschafft werden,
Krankenhéauser verlieren massiv Finanzmittel — 2/3 der Hauser werden rote Zahlen
schreiben, d. h. Kliniksterben oder massive SparmaBnahmen beim Personal werden die
Folge sein; Kirchliche Hauser haben keine Ausgleichsmdglichkeiten Gber Land oder
Kommunen! Als Erstes ist schon jetzt die Geburtshilfe betroffen, in der massive
Kdrzungen und SchlieBungen umgesetzt werden.
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Weitere Absichten/Einschnitte wurden verschoben:

Arbeitszeitgesetz: Ein Entwurf aus dem Bundesministerium wurde in der Offentlichkeit
bekannt: 8 Std. Tag soll aufgehoben werden, wéchentliche Héchstarbeitszeit (soll unter
Tarifvorbehalt gestellt werden oder mit Offnungsklauseln fiir Betriebsvereinbarungen
moglich werden oder evtl. gar keine Absicherung bestehender Regelungen maoglich). Die
Arbeitgeber wollen grundsatzlich keine Regeln mehr zur Arbeitszeiterfassung.

Karenztage: Es ist noch nicht klar, ob es zuklnftig Karenztage per Gesetz geben soll. Sie
bezeichnen Tage, an denen Arbeitnehmer*innen keine Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall erhalten: zuletzt 1993 versucht gesetzlich durchzusetzen und am
Widerstand der Gewerkschaften gescheitert.

Kiindigungsschutz: kein Schutz fur Start-ups oder Scale-ups (wachsende Betriebe sind
damit gemeint). Beschaftigte in kleinen Betrieben (statt unter 10 nun unter 50 AN)
sollen vom Kundigungsschutz ausgenommen werden.

Pflegegesetz: Refinanzierung der Tarifvertrage soll fur 4 Jahre ausgesetzt werden, d. h.
Lohnstopp fur Beschaftigte, Menschen, die hausliche Pflege Ubernehmen, sollen keine
Rentenpunkte mehr erhalten. Pflegegrad 1 soll aberkannt werden, der
durchschnittliche Eigenanteil in Seniorenheimen/-zentreni. H. v. 3600 €
durchschnittlich in Deutschland soll nicht gesenkt werden, hier mussen die
Kommunen/Sozialamter bezahlen (schon heute 6 Mrd. Euro; wurde um 19 % steigen).

Erhé6hung der Mehrwertsteuer wurde diskutiert;

Es soll keine Vermégens- oder erhdhte Erbschafts- oder Kapitalertragssteuer geben,
diese ware fur eine gerechte Finanzierung des Sozialstaats erforderlich!
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Unsere Bewertung:

Die Sozialversicherungen sind das Sicherheitsnetz fur die Menschen in unserer
Gesellschaft. Den Sozialstaat abzubauen, um mehr Geld in andere Bereiche zu stecken,
ist der vollig falsche Weg. Menschen brauchen nicht weniger, sondern mehr Schutz in
allen Lebensbereichen in Krisenzeiten, wie wir sie seit der Pandemie erleben. Viele
Menschen haben Sorge, dass es ihnen in Zukunft schlechter geht und das Geld am Ende
des Monats nicht ausreicht, um das Leben zu finanzieren. Das nutzen Rechtspopulisten
und Extremisten aus. Fur uns ist deshalb klar:

Wer Demokratie starken will, darf nicht die Sozialleistungen runterschrauben:

e Menschen mussen abgesichert sein, wenn sie arbeitslos werden oder ihren Job
gesundheitlich nicht langer austben kénnen.

e Sie missen sich bei Krankheit darauf verlassen kénnen, eine Arztin oder einen Arzt
in der Nahe zu finden, die/der sie gut medizinisch versorgt.

e Pflege darf nicht arm machen. Die Bundesregierung muss die Eigenanteile deckeln
und eine Pflegevollversicherung einfuhren.

e Kinder brauchen gute Bildung.

e Und im Alter brauchen Menschen eine Rente, die zum Leben reicht.

e Menschen mit Behinderung haben Anspruch auf echte Teilhabe an Arbeit und
Gesellschaft.
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https://www.dgb.de/service/ratgeber/sozialwahl/
https://www.dgb.de/gerechtigkeit/demokratie/
https://www.dgb.de/politik/arbeit-und-soziales/gesundheitspolitik-und-pflege/
https://www.dgb.de/geld/rente/
https://www.dgb.de/politik/arbeit-und-soziales/teilhabe/
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	GKV-Reform vor der Sommerpause mit verkürzten Fristen beschlossen: Pharmaindustrie und Ärzte kommen gut davon, die Lasten sollen von Versicherten getragen werden, Präventionsuntersuchungen z. B. Hautkrebs werden gestrichen, zusätzliche Zuzahlungen für Medikamente etc. vorgesehen; Pflegebudget soll gedeckelt (aktuell sogar gestrichen) werden, Refinanzierung der Tarifvertragserhöhung für Beschäftigte soll an Grundlohnentwicklung in der Pflege gekoppelt werden (der über Grundlohnentwicklung hinausgehende Betrag soll nur noch zur Hälfte refinanzierbar sein), PPR 2.0 und Personaluntergrenzen sollen abgeschafft werden, Krankenhäuser verlieren massiv Finanzmittel – 2/3 der Häuser werden rote Zahlen schreiben, d. h. Kliniksterben oder massive Sparmaßnahmen beim Personal werden die Folge sein; Kirchliche Häuser haben keine Ausgleichsmöglichkeiten über Land oder Kommunen! Als Erstes ist schon jetzt die Geburtshilfe betroffen, in der massive Kürzungen und Schließungen umgesetzt werden.
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	Arbeitszeitgesetz: Ein Entwurf aus dem Bundesministerium wurde in der Öffentlichkeit bekannt: 8 Std. Tag soll aufgehoben werden, wöchentliche Höchstarbeitszeit (soll unter Tarifvorbehalt gestellt werden oder mit Öffnungsklauseln für Betriebsvereinbarungen möglich werden oder evtl. gar keine Absicherung bestehender Regelungen möglich). Die Arbeitgeber wollen grundsätzlich keine Regeln mehr zur Arbeitszeiterfassung.
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	Es soll keine Vermögens- oder erhöhte Erbschafts- oder Kapitalertragssteuer geben,  diese wäre für eine gerechte Finanzierung des Sozialstaats erforderlich!

	Brief
	Unsere Bewertung:  Die Sozialversicherungen sind das Sicherheitsnetz für die Menschen in unserer Gesellschaft. Den Sozialstaat abzubauen, um mehr Geld in andere Bereiche zu stecken, ist der völlig falsche Weg. Menschen brauchen nicht weniger, sondern mehr Schutz in allen Lebensbereichen in Krisenzeiten, wie wir sie seit der Pandemie erleben. Viele Menschen haben Sorge, dass es ihnen in Zukunft schlechter geht und das Geld am Ende des Monats nicht ausreicht, um das Leben zu finanzieren. Das nutzen Rechtspopulisten und Extremisten aus. Für uns ist deshalb klar:
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